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Der Bundesminister der Finanzen 

VI A/6- F 7530 - 4/58 Bonn, den 1 1. April 1958 

II B/4 - Wo 0280 - 19/58 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Zustimmung zur Überlassung junger Anteile an andere 
Bezieher als den Bund 

hier: Kapitalbeteiligung des Landes Berlin an der 
Gemeinnützigen Wohnungsbau-AG Groß-Berlin 
(Gewobag) 

Bezug: § 47 Abs. 4 in Verbindung mit Abs. 3 der Reichshaus- 
haltsordnung 


Das Land Berlin hat die Überlassung weiterer junger Anteile 
der Gewobag aus einer beabsichtigten Kapitalerhöhung um 
1 Mio DM beantragt. Im Einvernehmen mit dem Herrn Bundes- 
minister für Wohnungsbau bitte ich, gemäß § 47 Abs. 4 der 
Reichshaushaltsordnung dazu die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Z. Z. befinden sich 66,66 v. H. der Anteile der Gewobag in der 
Verwaltung des Bundes (als frühere Reichsbeteiligung gemäß 
§ 6 des Gesetzes zur vorläufigen Regelung der Rechtsver- 
hältnisse des Reichsvermögens und der preußischen Beteili- 
gungen vom 21. Juli 1951 - BGBl. I S. 467) und 33,33 v. H. im 
Eigentum des Landes Berlin. Nach der vorgesehenen Kapital- 
erhöhung wird das Anteilsverhältnis 58,82 : 41,18 betragen. 

Wegen der Einzelheiten und der Verhältnisse bei der Gewobag 
darf ich auf meinen letzten Antrag auf Zustimmung zu einer 
Kapitalerhöhung vom 6, Juli 1957 - II B/4 - Wo 0280 - 13/57 a 
— Drucksache 3731 der 2. Wahlperiode — Bezug nehmen. 

Das Land Berlin begründet den Antrag auf eine wei tere Kapital- 
erhöhung damit, daß die Gewobag mit der Durchführung 
weiterer Bauvorhaben, u. a. mit Großbauvorhaben für insgesamt 
1576 Wohnungen in Charlottenburg-Nord und Tegel-Süd, be- 
auftragt sei und die Kapitalerhöhung zur Aufbringung des 
dafür erforderlichen Eigenkapitals dringend benötige. 

Wie ich bereits in meinem früheren Antrag mitgeteilt habe, 
ist die Gewobag nach dem Kriege ausschließlich für die im 
Interesse Berlins durchzuführenden Bauprogramme des sozialen 
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Wohnungsbaues eingesetzt worden. Zur Durchführung be- 
sonderer wohnungspolitischer Aufgaben des Bundes ist die 
Gesellschaft bisher nicht in Anspruch genommen worden. Der 
Bund hat sich deshalb in den Nachkriegsjahren am Erwerb 
neuer Anteile der Gewobag nicht beteiligt. 

Durch die Kapitalerhöhung werden wesentliche Bundesinter- 
essen nicht berührt. Der Bundesanteil wird nach der Erhöhung, 
wie bereits angegeben, noch 58,82 v. H. des Grundkapitals 
der Gewobag betragen. Dabei kann zunächst dahingestellt 
bleiben, ob diese frühere Reichsbeteiligung nach dem Gesetz 
zur endgültigen Regelung der Rechtsverhältnisse des Reichs- 
vermögens beim Bund verbleiben oder auf das Land Berlin 
übergehen wird. 

Mit der Einwilligung zu einer Übernahme der Kapitalerhöhung 
von 1 Mio DM durch das Land Berlin überläßt der Bund einem 
anderen Bezieher junge Anteile der Gewobag. Dazu ist nach 
§ 47 Abs. 3 und 4 der Reichshaushaltsordnung in Fällen, in 
denen es sich um einen erheblichen Wert handelt, die Zu- 
stimmung des Bundesrates und des Deutschen Bundestages 
erforderlich. 

Dem Herrn Präsidenten des Bundesrates habe ich den gleichen 
Antrag übermittelt. 


In Vertretung 

Hartmann 
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